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Antwort der Regierung 

 

Die politische Bildung mit ihren Teilbereichen "Politik, Demokratie, Menschenrechte" 

ist grundsätzlich Teil des Lehrplans 21 GR (LP21 GR). Sie ist zudem ein fächerüber-

greifendes Thema und deshalb in unterschiedlichen Fächern integriert. Der LP21 GR 

hält zur Bedeutung der politischen Bildung fest: 

 

"Die Schülerinnen und Schüler […] setzen sich mit politischen Prozessen auseinan-

der, lernen diese zu erkennen, verstehen Grundelemente der Demokratie und ken-

nen grundlegende Funktionen öffentlicher Institutionen. Sie befassen sich mit den 

Menschenrechten […] und sind in der Lage, Benachteiligung und Diskriminierungen 

zu erkennen. Die Schülerinnen und Schüler engagieren sich in der schulischen Ge-

meinschaft und gestalten diese mit. Sie lernen, sich eine eigene Meinung zu bilden, 

eigene Anliegen einzubringen und diese begründet zu vertreten." 

 

Der LP21 GR gibt ebenfalls die verbindlichen Unterrichtsinhalte vor, wie z. B. direkte 

Demokratie, Volkssouveränität, Verfassung, Gewaltenteilung, Parlament, Parteien, 

Initiative, Referendum, Gemeinde, Neutralität, UNO etc. Er ist so konzipiert, dass die 

Kompetenzen in 80 Prozent der zur Verfügung stehenden Zeit erreicht werden kön-

nen. Somit bietet der LP21 GR den Lehrpersonen genügend Freiraum, um weiterfüh-

rende Inhalte in den Unterricht zu integrieren, z. B. zur politischen Bildung. 

 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen kann zu den einzelnen Fragen folgender-

massen Stellung genommen werden: 

 

Zu Frage 1 und 2: Die politische Bildung auf der Grundlage a) des LP21 GR sowie 

b) der Lektionentafeln Volksschule GR ab Schuljahr 2018/19 ist aus Sicht der Regie-

rung in angemessener Weise berücksichtigt. Die Auseinandersetzung mit Politik er-

folgt während der gesamten obligatorischen Schulzeit. Im LP21 GR gibt es im Be-

reich "Natur, Mensch, Gesellschaft" bereits auf der Primarstufe (1. und 2. Zyklus) ent-

sprechende Kompetenzen. Auf der Sekundarstufe I (3. Zyklus) werden verschiedene 

politische Aspekte an konkreten Themen behandelt, z. B. im Fachbereich "Räume, 
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Zeiten, Gesellschaften" in den Teilbereichen "Geographie" und "Geschichte", im 

Fachbereich "Natur und Technik" sowie in der Schulsprache (vgl. einleitende Ausfüh-

rungen). 

 

Zu Frage 3: Die verbindliche Anzahl Unterrichtslektionen pro Woche ist in den "Lek-

tionentafeln Volksschule GR ab Schuljahr 2018/19" festgehalten. Eine Erhöhung der 

Lektionenanzahl würde die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I zusätzlich 

belasten, zumal sie bereits heute ein Wochenpensum von 34 Lektionen in Deutsch- 

und Romanischbünden bzw. 35 Lektionen in Italienischbünden absolvieren. Zusätz-

lich würden für die Schulträgerschaften zusätzliche Kosten verursacht. Die für ein ei-

genes Fach "Politik" notwendige Zeit müsste einem anderen Fach entzogen werden. 

Vor diesem Hintergrund kann ein eigens dem Thema "Politik" gewidmetes Zeitgefäss 

in den Lektionentafeln nicht berücksichtigt werden. 

 

Die unterschiedliche Sensibilisierung der einzelnen Schülerinnen und Schüler für po-

litische Themen spielt eine wichtige Rolle. Diese wird mit zunehmendem Alter der 

Schülerinnen und Schüler – aufgrund des weiteren Lebens- und Bildungsverlaufs 

(z. B. Start ins Erwerbsleben, Staatskunde in der Berufsschule) und dem Erreichen 

der Volljährigkeit – stärker in den Fokus rücken, als dies im Alter der Sekundarstufe I 

der Fall ist. 

 

Zu Frage 4: Die fächerübergreifende Integration im LP21 GR ermöglicht die vielsei-

tige Auseinandersetzung mit der politischen Bildung im Unterricht. Bereits heute set-

zen Lehrpersonen den Transfer von der Theorie zur Praxis um. Im schulischen Kon-

text soll die politische Bildung – zusätzlich zu theoretischen Inhalten – weiterhin mit 

Besuchen politischer Instanzen (Grosser Rat, Gemeinderat), mit Projektwochen, 

Klassendiskussionen und weiteren praktischen Interventionen gefördert werden. 

Schülerinnen und Schüler der 3. Klasse der Sekundarstufe I haben zudem neu die 

Möglichkeit, im Rahmen der Erarbeitung einer Vertiefungsarbeit als Projekt im Zeit-

gefäss "Individualisierung" eine eigene Themenwahl vorzunehmen, z. B. im Bereich 

der politischen Bildung.
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